
„Kein stringentes Verfahren“
Seit neun Monaten ist bekannt, dass Enercity eine neue Geschäftsführung braucht – doch der
Aufsichtsrat hat bisher keine Nachfolge für Ex-Chefin Susanna Zapreva gefunden

VON aNDREaS SCHINKEL

HANNOVER. Es sind längst nicht
nur „Omas“, die sich am frühen
Dienstagabend in Linden an der
Ecke Kötnerholzweg/Limmer-
straße versammeln, um gegen
Rechtsextremismus zu demons-
trieren. Die „Omas gegen Rechts“
haben gemeinsammit dem Bünd-
nis „auf die Plätze“ dazu aufgeru-
fen, Flagge gegen rechtsextreme
Pläne von der sogenannten
„Remigration“ – übrigens jetzt
schon Unwort des Jahres – zu zei-
gen. auch viele junge Leute, Men-
schenmit und ohneMigrationsge-
schichte, gehenmit. Ihnen geht es
darum, die Demokratie zu vertei-
digen.
Linden ist voll mit Menschen,

die sich gegen rechts positionieren
– Polizeihauptkommissarin Sand-
ra Rottmann freute sich, dass die
Demo so friedlich geblieben ist.
8500 Menschen zählte die Polizei
letztlich. „Ich will nicht, dass mei-
ne Kinder im Faschismus aufwach-
sen“, sagt eine junge Mutter. Die
üstra-Linie 10, die sonst durch die
Limmerstraße fährt, hat den
Betrieb vorerst eingestellt.
Franziska Kühne will nicht,

dass die afD für sie spricht. „Seit
neun Jahren sprechen sie ver-
meintlich vom und für das Volk,
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HANNOVER. Jedes Jahr
schüttet der Energiekonzern
Enercity einen zweistelligen
Millionenbetrag an die Stadt
Hannover aus. Das Geld ist
eine feste Bank für die Käm-
merei und hilft, Haushaltslö-
cher zu stopfen. aber nicht
nur deswegen zählt Enercity
zu den wichtigsten Unter-
nehmen der Stadt. Enercity
soll die Energiewende inHan-
nover maßgeblich vorantrei-
ben. Mehr als 8 Milliarden
Euro beträgt der Jahresum-
satz des Unternehmens.
Trotz dieser immensen
Bedeutung hat es eine
eigens gegründete Fin-
dungskommission innerhalb
von neun Monaten nicht
geschafft, eine Nachfolge für
die inzwischen ausgeschie-
dene Enercity-Chefin Susan-
na Zapreva zu finden. Woran
liegt das? Ein Blick hinter die
Kulissen eines kommunalen
Konzerns.
Die Stadtverwaltung will

sich zu den Verzögerungen

bei der Managersuche nicht
äußern und verweist auf
Enercity. Ein Sprecher des
Unternehmens bleibt eine
antwort schuldig. Er verweist
auf „Geschäftsgeheimnisse“
und teilt mit, dass „noch kei-
ne endgültige Entscheidung
hinsichtlich der Nachfolge
der CEO getroffen wurde“.
Der aufsichtsrat befinde sich
weiterhin im Evaluierungs-
prozess, um sicherzustellen,
dass die „bestmögliche Füh-
rungsperson für diese Perso-
nalie ausgewählt“ werde. Im
Grunde eine Selbstverständ-
lichkeit.
Wer sich im Unternehmen

und in Kreisen des aufsichts-
rats umhört, bekommt eine
ahnung davon, woran es
hapert. Klar ist, dass sich nie-
mand offiziell zu Personalan-
gelegenheiten und Gescheh-
nissen im aufsichtsrat
äußern will.
„Das gesamte Beset-

zungsverfahren ist nicht
stringent geführt worden“ –
diesen Satz hört man von
Beteiligten immer wieder. Die

Fäden laufen bei der auf-
sichtsratschefin anja Rit-
schel (Grüne) zusammen.Sie
hat bereits im Frühjahr ver-
gangenen Jahres, als offiziell
bekannt wurde, dass Zapreva
Hannover verlassen würde,
eine Findungskommission
gebildet.
Darin sitzen Vertreter von

anteilseignern, unter ande-
remder Stadt Hannover, aber
auch Vertreter des Betriebs-
rats. Das heißt konkret, dass
Ratspolitiker verschiedener
Parteien sowie Gewerkschaf-
ter ein Wörtchen mitreden
wollen, wer künftig eines der
wichtigsten Energieunter-
nehmen in Deutschland füh-
ren soll.
So haben sich die Grünen

gewünscht, dass eine Frau
den Chefposten bekleidet,
möglichst eine, die den Grü-
nen nahesteht. Vertreter des
Betriebsrats setzten eigene
Prioritäten und sollen diese
auchmit Vehemenz vorgetra-
gen haben. „Das alles hat
manchen vielversprechen-
den Kandidaten abge-

schreckt“, ist aus Kreisen der
Kommission zu hören. Tat-
sächlich soll es mehrere aus-
sichtsreiche Bewerberinnen
und Bewerber gegeben
haben, die es bis in die Vor-
stellungsrunden schafften.
Doch am Ende lehnten alle
dankend ab.
„Die politischen anforde-

rungen waren zu hoch, und
zu viele Leute durften mitre-
den. Die aufsichtsratschefin
hätte eingreifen müssen“,
findet ein Beteiligter. Vermut-
lich haben auch die Querelen
innerhalb der rot-grünen
Koalition und der Bruch des
Bündnisses ihren Teil dazu
beigetragen, dass die politi-
schen Vertreter in der Fin-
dungskommission kaum
noch an einem Strang zogen.
als absehbar wurde, dass

die Findungskommission
Schwierigkeiten hat, eine
Entscheidung zu fällen, hätte
sich Oberbürgermeister Belit
Onay (Grüne) einschalten
müssen, finden Mitglieder
des aufsichtsrats. Onay habe
sich insgesamt zu wenig für

Zapreva und die Enercity-
Führung interessiert, moniert
ein aufsichtsratsmitglied.
„Die Stadtspitze hätte Zapre-
va möglicherweise sogar
bewegen können, hierzublei-
ben“, meint das Mitglied.
Zapreva habe anerkennung
seitens der Stadtspitze ver-
misst, und abseitige Diskus-
sionen im aufsichtsrat seien
ihr zunehmend auf die Ner-
ven gegangen.
Mehrere Mitglieder des

aufsichtsrats bestätigen fol-
gende anekdote: Vorstands-
chefin Zapreva präsentierte
in einer Sitzung des Gre-
miumsWerbeplakate für eine
Enercity-Kampagne. Beden-
ken äußerten die Grünen. Ein
Werbefoto, das eine junge
Frau im Feinripphemd zeige,
sei sexistisch.
Ob sich Zapreva hätte

bewegen lassen, in Hannover
zu bleiben, ist unklar. Ihr neu-
er Posten im Vorstand des
größten österreichischen
Energieunternehmens –
noch dazu in ihrer alten Hei-
mat Wien – dürfte durchaus

anziehungskraft ausgeübt
haben. Klar ist aber, dass sie
bei Enercity eine große Leer-
stelle hinterlassen hat, die die
Stadtspitze bisher nicht fül-
len konnte.
Ursprünglich soll auf-

sichtsratschefin Ritschel die
Idee für eine Interimslösung
geäußert haben. Marc Hans-
mann (SPD), Finanzvorstand
bei Enercity, sollte Geschäfts-
führer werden und eine junge
Managerin aus dem Unter-
nehmen so einarbeiten, dass
sie später die Leitung über-
nehmen kann. Das habe
Onay nicht gewollt, heißt es
aus dem aufsichtsrat. Mögli-
cherweise ist die Konkurrenz
im OB-Wahlkampf – Hans-
mann war Kandidat der SPD
– noch allzu präsent gewe-
sen.
Dennoch ist es jetzt so,

dass Hansmann zusammen
mit arbeitsdirektor Dirk
Schulte die Enercity-Ge-
schäfte führt. Dem Verneh-
men nach soll es inzwischen
wieder einen vielverspre-
chenden Kandidaten geben.

SPD fordert
Erhalt von
Kleingärten
HANNOVER. Soll ein Teil der zahlrei-
chen Kleingärten in Bauland umge-
wandelt werden? Oder braucht Han-
nover sogar mehr Parzellen, weil die
Nachfrage steigt? Um solche Fragen
geht es derzeit, wenn die Stadt Han-
nover mit dem Bezirksverband der
Kleingärtner über ein neues Kleingar-
tenkonzept verhandelt. Die SPD hat
sich dazu jetzt positioniert. Bei ihrem
Parteitag amWochenende haben die
Sozialdemokraten beschlossen, dass
bestehende Kleingärten „nicht
umgewandelt oder reduziert, son-
dern erhalten und wenn möglich
erweitert werden.“
Nach angaben der Stadt gibt es in

Hannover derzeit rund 19.500 Klein-
gärten. Das Gros der Parzellen, rund
14.500, befindet sich auf stadteige-
nen Grundstücken. Der Bezirksver-
band der Kleingärtner ist General-
pächter für die Parzellen.
In einer Stadt, deren Bevölkerung
wächst und in der Wohnungen knapp
sind, wecken Kleingartenkolonien
Begehrlichkeiten. Sollen Parzellen
weichen,umWohnraumzu schaffen?
Oder ist der Schutz von Grünflächen
dringender? Um solche Interessen-
konflikte zu lösen, hatten sich Stadt
und Bezirksverband 2016 auf einen
Plan geeinigt, wo Kleingärten wei-
chen sollen, wo neue geschaffen wer-
den und an welchen Stellen Kolonien
modernisiert werden. Jetzt läuft das
abkommen aus. asl

8500 Menschen gegen die AfD
Demonstration findet riesigen Anklang in Linden. Sonnabend geht’s weiter.

Menschen auf der Demonstration
Folgendes mit auf den Weg:
„Die Zivilgesellschaft muss Flag-
ge zeigen, auch nach dieser Demo
dürfen wir uns nicht auf die
Hoffnung verlassen, die Politik
wird schon alles richten.Wir müs-
sen weitermachen, jeder individu-
ell.“
Musterer weiß, dass viele Men-

schen sich ins Private zurückge-
zogen haben durch die vielfältigen
Krisen. Die afD biete „Lösungen“
an, die keine seien, aber zutiefst
undemokratisch sind. „Die Zivil-
gesellschaftmuss jetzt Flagge zei-
gen“, sagte er.
Es wird nicht die einzige

Demonstration bleiben. am Sonn-
abend, 20. Januar, hat der Freun-
deskreis Hannover für die Initiati-
ve „Bunt statt Braun“ eine Kund-
gebung angemeldet. Motto: „Han-
nover zeigt Haltung gegen Rechts
und für die Demokratie“.
Von 14 Uhr bis 16 Uhr sollen auf

dem Opernplatz Niedersachsens
Ministerpräsident Stephan Weil
(SPD), Oberbürgermeister Belit
Onay (Grüne), Regionspräsident
Steffen Krach (SPD), Ex-Bundes-
präsident Christian Wulff (CDU),
Landesbischof Ralf Meister und
Yasmin Fahimi, Vorsitzende des
Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB), sprechen.

noCH niCHt ERSEtZt: die ehemalige Enercity-Chefin Susanna Zapreva hat Hannover verlassen. das Unternehmen wird derzeit von Finanzvorstand Marc Hansmann (links) und Arbeitsdirektor dirk
Schulte (rechts) geführt. Foto: Enercity AG

wie sie meinen. Jetzt wird es Zeit,
dass das Volk aufsteht und denen
zeigt, dass sie eben nicht für das
Volk sprechen.“ Lisa (29), Celia
(26) und Enora (18) finden die
„immer extremistischeren aus-
prägungen in Deutschland
besorgniserregend.Man hatte gar
keinen überblick mehr, wie viel
Solidarität noch existiert und nun
ist es so schön, diese vielen Men-
schen hier zu sehen“, sagen sie
am Küchengarten, wo der Marsch

gegen rechts endet. Sprecherin
Uta Saenger sagte: „Diese Pläne
alarmieren uns. Sie zeugen von
völkischem, rassistischem und
nationalistischem Denken.“ Und
sie ist sich sicher: „Wir wären mit
die Ersten, die deportiert würden,
denn wir gehören zu den misslie-
bigen Personen. Das muss allen
klar sein.“
Werner Musterer, der die

Demonstration für „auf die Plät-
ze“ angemeldet hat, gab den

PRotESt in LindEn: Rund 8500 Menschen gehen gegen rechts und die Afd
auf die Straße. Foto: Katrin Kutter
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